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Betr.: Aufforderung zur Gesetzes-Initiative

Fraktion der CDU
Sehr geehrte Damen und Herren,
Nachstehend gehen wir auf die Notwendigkeit einer Gesetzesinitiative ein: 

Das bisher schon mit § 37 a BWG eröffnete Berlin-weite Grundwassermanagement und dessen Finanzierung sind eindeutig und zweifelsfrei als Aufgabe des Landes Berlin zu definieren und festzulegen.

1. Anlass 

Das Land Berlin / der Berliner Senat plant für das Buckower / Rudower Blumenviertel ein Pilotprojekt, mit dem er eine „Lösung der Probleme der Kellervernässungen “ - Standsicherheitsproblematik - anstrebt.

Pünktlich mit Beginn der Ferienzeit gab die Senatsumweltverwaltung der betroffenen Bevölkerung per Postwurfsendung mit angehängtem Fragebogen dieses Projekt bekannt (siehe Anlage).

Darin versucht der Senat, die ihm gesetzlich übertragene Aufgabe (siehe Punkt 3.) des Berlin-weiten Grundwassermangements und dessen Finanzierung auf die lokale Ebene und die betroffene Bevölkerung abzuwälzen. Er nennt es „Hilfe zur Selbsthilfe“. Mit unlauteren Mitteln - siehe unsere Ihnen übersandte Stellungnahme zum Runden Tisch - werden Öffentlichkeit und Abgeordnete wissentlich getäuscht.
2. Bekundung
„Ich bin / Wir sind nicht die Verursacher der Grundwassernotlage in Berlin. Das Ansinnen des Berliner Senats / des Landes Berlin, die von ihnen Geschädigten die Abhilfe - „Hilfe zur Selbsthilfe“ - aus der unverschuldeten Notlage auch noch finanzieren zu lassen, lehne(n) ich / wir ab.“
Das bekundeten ca. 650 Haushalte (idR EFH) mit ca. 2.000 Bewohnern  aus den von der Grundwassernotlage betroffenen Stadtteilen im Einzugs- und Einflussbereich des Wasserwerkes Johannisthal (WJ) mit ihren Unterschriften auf den hier verteilten SOS!-Flyern (siehe Anlagen SOS!)*, mit denen sie auch die zugesicherte Wiederinbetriebnahme des Wasserwerkes Johannisthal forderten.
3. Z. Z. gültige rechtliche Grundlagen
Grundwasserförderungen bedürfen entsprechend dem WHG einer Erlaubnis bzw. Bewilligung. Diese Zulassungen beinhalten ein Recht auf Förderung, aber keine Verpflichtung zur dauerhaften Förderung.

Mit der Einfügung des § 37 a in das BWG (siehe Anlage: Drucksache § 37 a BWG mit Einzelbegründung) durch das Berliner Abgeordnetenhaus im Jahr 1999 wurde angesichts der in Berlin herrschenden Grundwassernotlage der notwendige Schutz der Bevölkerung vor unzumutbaren Grundwasserständen gesetzlich beschlossen, den das WHG nicht leisten konnte.  

Dem Berliner Senat wurde nicht nur die rechtliche Möglichkeit eingeräumt, sondern auch die Aufgabe übertragen, durch Nebenbestimmungen zu den den BWB erteilten Erlaubnissen zur Grundwasserentnahme darauf hinzuwirken, dass die Fördermengen im gesamten Stadtgebiet so aufeinander abgestimmt werden, dass Vernässungsschäden in bebauten Gebieten nach Möglichkeit vermieden werden. 
Adressat des durch § 37 a BWG eröffneten Grundwassermanagements sind ausschließlich die BWB. Danach können die BWB durch diese Nebenbestimmungen zu den erteilten Erlaubnissen verpflichtet werden, im Rahmen ihrer technischen Möglichkeiten vorgegebene Grundwasserstände anzustreben. 
4. Aufforderung zur Gesetzes-Initiative

Der Berliner Senat / das Land Berlin weigert sich jedoch bis heute, unter Berufung auf das WHG** und die EU-Wasserrahmenrichtlinie** als sog. „höherem Recht“** diese gesetzliche Vorgabe des Berliner Abgeordnetenhauses anzuwenden und umzusetzen; zuletzt im Rahmen der Erteilung der Erlaubnisse für das Wasserwerk Wuhlheide im Juni d. J. 

Der in die Notlage gebrachten Berliner Bevölkerung (lt. Gutachten IHK ca. 200.000 Personen) dürfen jedoch nicht weitere „schwere Schäden“ an ihrem Eigentum und an ihrer Gesundheit zugefügt werden**:  
Deshalb ist es erforderlich, das Land Berlin / den Berliner Senat im Zuge der Pilotprojekte endgültig in die Pflicht zu nehmen und durch eine die Fraktionen übergreifende Gesetzesinitiative die bereits vorhandene gesetzliche Grundlage - § 37 a BWG mit Einzelbegründung - narrensicher auszugestalten: 
Das Grundwassermanagement / die siedlungsverträgliche Grundwasserstandssteuerung und seine / ihre Finanzierung*** werden dem Land Berlin / Berliner Senat aufgetragen / zugeordnet. 
5. Die Grundwassersteuerungsverordnung
Die aus der Einzelbegründung zu § 37 a BWG hervorgegangene Grundwassersteuerungsverordnung kann mit ihrer undeutlichen Aussage „Über Jahrzehnte künstlich abgesenkte Grundwasserstände dürfen nicht in unverträglichem Ausmaß angehoben werden“ nicht viel zur siedlungsverträglichen Grundwasserstandssteuerung beitragen. 
Deshalb muss der heute als allgemein gültig angenommene und einzuhaltende Flurabstand des Grundwassers zur jeweiligen Grundstücksoberfläche von  > 2,50 Metern verbindlich festgelegt werden****.
6. Wir bitten um Ihre Gesetzes-Initiative.
Mit freundlichen Grüßen                                  Heilen statt Zerstören!
Klaus Langer     Wolfgang Widder
Anlagen
SOS! Blumenviertel
SOS! Johannisthal

Auswertung der SOS!

Unterstützer Jt-Bw
Drucksache § 37 a BWG

Postwurfsendung der Senatsumweltverwaltung

Erläuterungen
*Die Flyer mit Erläuterungen zu den vom Senat geplanten Maßnahmen verteilten wir parallel zu den Postwurfsendungen des Senats. 

Wir übergaben persönlich am 09.09.2104 Herrn Schwager, Büroleiter des Senators, die ca. 650 Flyer mit Anschreiben an den verantwortlichen Senator Müller.
**Es gibt kein „höheres Recht“ auf das sich der Senat berufen kann, um „schwere Schäden“ an einer seit Jahrzehnten  durch öffentlich-rechtliche Prüfung ihrer Standsicherheit rechtmäßig bestehenden Bebauung und der Gesundheit ihrer Bewohner zu rechtfertigen. Dem steht schon das GG entgegen! 

Siehe auch: www.grundwassernotlage-berlin.de Seite „Zum besseren Verständnis...“ → PDF-Datei: Androhung „schwerer Schäden“ an unseren Gebäuden und damit auch an unserer Gesundheit durch den damaligen Staatssekretär der Senatsumweltverwaltung mit seinem Schreiben an uns vom 12.07.2007. 

***Schon heute finanziert das Land Berlin entspechend der Einzelbegründung zu § 37 a BWG die über die normale Trinkwasserversorgung hinaus zur Grundwasserstandsregulierung benötigte Ergänzungsfördermenge aus dem Landeshaushalt. In unserer Ihnen kürzlich übermittelten „Stellungnahme zum Bericht des Berliner Senats zum Runden Tisch Grundwassermanagement 2012“ zeigten wir die äußerst kostengünstigen Finanzierungsmöglichkeiten im Rahmen der siedlungsverträglichen Grundwasserstandssteuerung bei heute erforderlichen, jedoch im Verlauf der Zeit gegen “Null“ tendierenden Ergänzungsfördermengen in Berlin.
Im Einzugs- und Einflussbereich des WJ ist dazu die Wiederinbetriebnahme des WJ erforderlich.

Wir wiesen auf die Gefahr von hohen finanziellen Rückforderungen durch den Bund hin, der das ÖGP im Wesentlichen finanziert, wenn das WJ als wesentlicher Teil des ÖGP vom Land Berlin nicht wieder in Betrieb genommen wird.
****Dabei ist nicht das Niveau der  z. B. im Buckower / Blumenviertel an den aufgeschütteten Straßen liegenden Grundwassermessstellen des Senats zugrunde zulegen, sondern das tatsächliche Niveau in + …,... NN der meist mehr als einen Meter tiefer liegenden Grundstücksoberflächen. Dazu haben hunderte Betroffene mit ihren Antworten bei der Fragebogenaktion der Senatsumweltverwaltung zum Pilotprojekt ihre Beiträge geleistet und die Senatsverwaltung ermächtigt, die erforderlichen Niveau-Werte für ihre Grundstücke und Gebäude zu ermitteln.
